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Der I. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 10. Dezember 1971 unter Mitwir­
kung der Senatspräsidentin Dr. Krüger-Nieland und der 
Bundesrichter Alff, Dr. Sprenkmann, Dr. Merkel und 
Dr. Schönberg

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 6. Zivil­
senats des Bayerischen Oberlandesgerichts 
München vom 5. Februar 1970 wird auf Kosten 
der Beklagten zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Klägerinnen gewinnen und vertreiben Steinsalz. 
Die Beklagte hat Salz aus der Staatlichen Saline Bad 
Reichenhall vertrieben, diesen Vertrieb aber nach ihrem 
bestrittenen Vortrag seit dem 1. Oktober 1969 einge­
stellt. Dieses als "Bad Reichenhaller Spezialsalz" auf 
den Markt gebrachte Speisesalz wird aus einer aus Stein­
salz gewonnenen Sole in einem Siedeprozeß hergestellt 
und mit einem Eisenzusatz versehen. Die Klägerinnen haben 
zahlreiche Werbemaßnahmen der Beklagten als irreführend 
und wettbewerbswidrig beanstandet. Sie sind der Auffas­
sung, der geringe Eisenzusatz rechtfertige nicht die Be­
zeichnung "Spezialsalz".
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Nach Erledigung eines Teiles der gestellten Anträge 
hat das Berufungsgericht folgende Verurteilungen ausge­
sprochen und bestätigt:

1. Verbot, im geschäftlichen Verkehr für das von 
ihr vertriebene Salz die Bezeichnung "Spezial- 
salz" zu verwenden und mit der Behauptung zu 
werben, daß dieses Salz ein Spezialsalz sei.

2. Feststellung der Schadensersatzpflicht seit 
23. Oktober 1964 wegen

a) der Werbebehauptung zu 1
b) folgender Werbebehauptungen

an) "Die kleinste Prise enthält blutbil­
dendes Eisen. Deshalb ist das Würzen 
mit "Bad Reichenhaller Spezialsalz" 
mehr als das gewohnte Salzen";

bb) "Das "Bad Reichenhaller Snezialsa.lz" 
beseitigt Müdigkeit, insbesondere 
Frühjahrsmündigkeit und Blässe";

cc) "Bad Reichenhaller Spezialsalz" würzt 
besonders mild".

3. Auskunft über Umfang der Werbung und Packungs­
einheiten seit dem 23. Oktober 1964.

4. Veröffentiichungsbefugnis in folgendem Umfang
in bestimmt benannten Zeitungen und Zeitschrift- 
ten
a) den erkennenden Teil des Berufungsurteils,
b) die folgende Unterlassungserklärung vom 

23. Juni 1966:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


4

"Die Beklagte verpflichtet sich, die Be­
hauptungen
1. "Die kleinste Prise enthält blutbil­

dendes Eisen. Deshalb ist das Würzen 
mit "Bad Reichenhaller Spezialsalz" 
mehr als das gewohnte Salzen".

2. "Das "Bad Reichenhaller Spezialsalz"
beseitigt Müdigkeit, insbesondere 
Früh. i ah r sT T iü d ig k e i t  und Blässe".

3. "Bad Reichenhaller Soezialsalz" würzt
besonders mild",

für alle Zukunft nicht mehr zu verwenden. Sie 
übernimmt für jeden Fill der Zuwiderhandlung 
gegen diese Unterlassungsverpflichtung eine 
Vertragsstrafe von 5 000,—  DM."

Gegen diese Verurteilung richtet sich die Revision 
der Beklagten, mit der sie ihre Anträge aus dem zweiten 
Rechtszug weiterverfolgt, soweit zu ihrem Nachteil er­
kannt worden ist. Die Klägerinnen bitten, die Revision 
zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

I. Die Hauptangriffe der Revision richten sich

1. gegen die Annahme des Berufungsgerichts, die 
Bezeichnung "Spezialsalz" sei irreführend und 
unzulässig im Sinne der §§ 1, 3 UWG;

2. gegen die Bejahung der Wiederholungsgefahr mit 
der Begründung, die Beklagte habe ihren Betrieb 
seit de*- 1. Oktober 1969 endgültig eingestellt;



3. gegen die zuerkannte Veröffentlichungsbefugnis, 
insbesondere der abgegebenen Unterlassungser­
klärung ;

4. gegen die Feststellung der Schadensersatzpflicht, 
insbesondere weil es an einem Verschulden der 
Beklagten fehle.

II. 1. Vorab ist klarzustellen, daß sich das Verbot 
nach Ziffer II des Berufungsurteils, im geschäftlichen Ver­
kehr für das von ihr vertriebene Salz die Bezeichnung 
"Spezialsalz" zu verwenden und mit der Behauptung zu wer­
ben, daß dieses Salz ein "Spezialsalz" sei, nach dem In­
halt des Berufungsurteils nur auf den Vertrieb von "Bad 
Reichenhaller Spezialsalz" bezieht.

2. Nach der Auffassung des Berufungsgerichts ist die 
Verwendung der Bezeichnung "Spezialsalz" deshalb irrefüh­
rend im Sinne des § 3 UWG, weil nach der durchgeführten 
Meinungsumfrage 57 $ der Hausfrauen dem "Bad Reichenhaller 
Spezialsalz" eine gesundheitsfördernde Wirkung zusprächen, 
davon 4 $ wegen des Eisengehalts, die große Mehrheit aber 
ohne Angabe besonderer Gründe. Eine solche allgemein ge­
sundheitsfördernde Wirkung für alle Menschen habe die Be­
klagte selbst nicht behauptet, Salz sei bei verschiedenen 
Erkrankungen gerade nicht zu empfehlen.

3. Soweit die Revision sich gegen die Art der Durch­
führung der Meinungsumfrage unter Bezugnahme auf die Aus­
führungen in dem Revisionsurteil Salzwerk Heilbronn
./. Beklagte (lb ZR 125/64 = GRUR 1967, 362 ff, jetzt 
I ZR 65/70) wendet, so ist dem entgegenzuhalten, de.3 die 
Parteien in dem Termin zur Formulierung der Fragen aus-
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drücklich zu Protokoll folgende Erklärung abgegeben ha­
ben: Beide Parteien erklärten nach weiterer Erörterung 
der Sache, daß sie sich einig sind, daß die Beweisauf­
nahme speziell darauf erstreckt werden soll, was der 
Verkehr unter Spezialsalz versteht, und daß sie deshalb 
die Meinungsfrage in Ziffer 2 wie folgt gefaßt haben 
wollen, auch wenn insoweit das Revisionsgericht in dem 
Verfahren Ib ZR 125/64 eine andere Auffassung über die Zweck­
mäßigkeit der Beweisaufnahme vertreten hat:

Angenommen, Sie sehen in einem Geschäft so eine 
Packung Salz. Es handelt sich also um "Bad 
Reichenhaller Spezialsalz". Was vermuten Sie, 
warum dieses Salz als Spezialsalz bezeichnet 
wird? Könnten Sie es einmal nach dieser Liste 
sagen?

Dementsprechend ist auch Frage 2 formuliert worden. Ent­
gegen der Annahme der Revision ist die Liste 2 auch 
erst bei der Frage 2 vorgelegt worden.

Aus dieser Liste mit 6 benannten Eigenschaften 
(streufähig, feinkörnig, gesundheitsfördernd, löst sich 
schnell auf, ausgiebig, hochwertige Qualität) haben 57 $ 
der Befragten das Salz als gesundheitsfördernd bezeich­
net, davon auf eine Ergänzungsfrage nach dem Warum 4 $ 
wegen des Eisengehalts bzw. der blutbildenden Wirkung.

Die Folgerung des Berufungsgerichts ist demnach 
nicht zu beanstanden.



Nun bitte das Institut für Demoskopie erwogen, bei 
den gestellten Fragen könne nicht beurteilt werden, wie­
viele unter den Anworten "gesundheitsfördernd" auf das 
"Snezialsalz" und wieviel auf den Ortsnamen "Bid Reichen­
hall" zurückzuführen seien; es hatte deshalb v^n sich 
aus eine Kontrollerhebung mit dem erfundenen Namen "Bad 
Liebenzeller Qualitätssalz" angestellt. In diesem Fall 
hatten 46 % das Salz als gesundbeitsfordernd bezeichnet, 
obschon gefragt war, warum das Salz "Qualitätssalz" heiße.

Die Revision konnte insoweit schon deshalb keine 
Rügen erheben, weil die in dem Formulierungstermin aus­
drücklich (gegen eine etwaige andere Auffassung in dem 
Revisionsurteil Ib ZR 125/64) als allein maßgeblich be- 
zeichnete Frage der Umfrage zugrundegelegt worden ist 
und zu einem eindeutigen Ergebnis geführt hat. Die Fra­
ge ist auch speziell auf Vorstellungen bezüglich "Spe­
zialsalz" gerichtet gewesen. Durch die außerhalb liegen­
de Kontrollfrage nach "Bad Liebenzeller Qualitätssalz" 
ist die Beklagte nicht beschwert. Es kann aber auch 
die Auffassung des Berufungsgerichts nicht beanstandet 
werden, jedenfalls mindestens 10 % der Befragten habe 
seine Folgerung aus dem Wort"Spezialsalz" gezogen; das 
sei aber ein nicht unerheblicher Teil des Verkehrs, der 
irregeführt werde.

III. 1. Zur Wiederholungsgefahr hat das Berufungs­
gericht ausgeführt, selbst wenn unterstellt werde, daß 
die Beklagte am 1. Oktober 1969 den Salzvertrieb voll­
ständig eingestellt und sich der Herstellerin gegen­
über vertraglich verpflichtet habe, in Zukunft keinen 
Salzhandel mehr zu betreiben, sei dadurch die Wieder­
holungsgefahr nicht weggefallen. Die beklagte Firma be-



stehe weiter. Die Beklagte sei ebenso wie die Herstel­
lerin in der Gestaltung ihrer vertraglichen Beziehungen 
frei. Sie könne bei einer entsprechenden Vereinbarung 
den Vertrieb auch in Zukunft wieder übernehmen, ohne daß 
die Klägerinnen hierauf irgendeinen Einfluß hätten. Die 
Beklagte habe sich auch ausdrücklich geweigert, eine Un­
terlassungserklärung abzugeben, nur dann wäre bei der ge­
gebenen Sachlage die Annahme gerechtfertigt gewesen, die 
Wiederholungsgefahr sei entfallen.

2. Diese Erwägungen des Berufungsgerichts sind aus 
Rechtsgründen nicht zu beanstanden. Es entspricht ständi­
ger Rechtsprechung des Reichsgerichts und des Bundesge­
richtshofs, daß die Wiederholungsgefahr selbst dann nicht 
als weggefallen angesehen werden muß, wenn ein Geschäfts­
mann seinen Betrieb eingestellt hat und die Firma hat lö­
schen lassen, oder wenn ein Unternehmen sich in Liquida­
tion befindet (vgl. BGHZ 14, 163, 168 - Constanze II - 
m. w. N.; BGH GRUR 1959, 367, 374 - Emst Abbe). Im Streit­
fall hat die Beklagte zwar nach ihrem Vortrag die Waren­
zeichen und - soweit vom Vertragspartner gewünscht - auc^ 
die Vertriebsorgonisation auf diesen übertragen. Gleich­
wohl bestehen keine Bedenken gegen die Annahme des Beru­
fungsgerichts, die Klägerinnen hätten keine Sicherheit, 
daß die Beklagte den Vertrieb des Salzes nicht wieder von 
der Herstellerin übernehmen werde. Diese Feststellung wi­
derspricht entgegen der Auffassung der Revision weder der 
Lebenserfahrung, noch werden überspitzte Anforderungen ge­
stellt, die den Boden der Tatsachen verließen. Das Beru­
fungsgericht brauchte nicht, wie die Revision meint, An­
haltspunkte dafür festzustellen, daß der Vertragspartner 
der Beklagten tatsächlich bereit sei, einem Begehren der 
Beklagten, den Vertrieb wieder zu übernehmen, nachzukommen.
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Vielmehr wäre es Sache der Beklagten gewesen, diese doch 
naheliegenden und von den Klägerinnen auch schriftsatz- 
3 ich vorgetragenen 3edenken auszuräumen. Dazu genügte 
nicht der Hinweis, die Herstellerin und Vertragspart­
nerin, die Bayerische Berg-, Hütten- und Salzwerke AG, 
sei ein staatliches Unternehmen; sie ist eine Aktienge­
sellschaft und betätigt sich nrivatwirtschaftlich; ob 
sie der Beklagten den Vertrieb unter bestimmten Voraus­
setzungen wieder übertragen würde, hat das Berufungsge­
richt ohne Rechtsverstoß offen gelassen; die Möglichkeit 
ist .jedenfalls nicht auszuschließen. Die unter Beweis ge­
stellten Behauptungen der Beklagten über die Beendigung 
des Vertriebsvertrages, die Übertragung der Warenzeichen 
und - soweit gewünscht - der Vertriebsorganisation hat 
das Berufungsgericht als richtig unterstellt. Die Vorla­
ge des Vertrages vom 5. August 1969 hat die Beklagte 
ausdrücklich abgelehnt. Nach allem ist es nicht rechts­
fehlerhaft, wenn das Berufungsgericht zu dem Ergebnis 
kommt, eine Wiederaufnahme des Betriebes durch die Be­
klagte sei bei einer Einigung mit dem Vertragspartner 
ohne weiteres möglich; denn Warenzeichen und Vertriebsorgani-
sation konnten nach dem Vertrag voll funktionsfähig blei- |Ijben und auf die Beklagte zurückübertragen werden. |

Dem Berufungsgericht ist auch entgegen der Auffassung 
der Revision darin zu folgen, daß bei der Sachlage des 
Streitfalles die Wiederholungsgefahr nur durch Abgabe 
einer entsprechenden Unterlassungserklärung hätte a.usge- 
räumt werden können (BU 18). Das Berufungsgericht hat 
nicht, wie die Revision anzunehmen scheint, dies nur we­
gen der Dauer und Größe des Vertriebs, sondern in Würdi­
gung der gesamten Umstände angenommen, insbesondere eben 
weil die Wiederaufnahme des Vertriebs nicht mit der er-
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forderlichen Sicherheit ausgeschlossen werden könne, son­
dern im Gegenteil bei Einigkeit der Partner keine beson­
deren Schwierigkeiten verursache.

IV. 1. Zur Veröffentlichungsbefugnis führt das Be­
rufungsgericht aus, die Beklagte habe durch ihre irre­
führende Werbung die Wettbewerbslage erheblich zu Un­
gunsten der Klägerinnen beeinflußt. Es erscheine daher 
angemessen, bei der gebotenen Abwägung der Interessenla­
ge den Klägerinnen eine Veröffentlichungsbefugnis zuzuer­
kennen. Selbst wenn die Beklagte den Vertrieb des "Bad 
Reichenhaller Spezialsalzes" aufgrund einer Vereinbarung 
mit der Herstellerin jetzt eingestellt habe, sei das In­
teresse der Klägerinnen an einer Veröffentlichung nicht 
weggefallen, da die Wiederholungsgefahr nicht ausgeräumt 
sei. Im Falle einer Unterlassungserklärung sei die Lage 
vielleicht anders zu beurteilen gewesen.

2. Lie hiergegen gerichteten Angriffe der Revision 
sind unbegründet. Das Berufungsgericht hat nicht ver­
kannt, daß die Zuerkennung der Veröffentlichungsbefugnis 
eine Interessenabwägung voraussetzt, d. h. daß die durch 
die Veröffentlichung des Urteils entstehenden Vorteile 
Und Nachteile gegeneinander abzuwägen sind (vgl. BGHZ 13, 
244, 259 - Cupresa; GRUR 1957, 561, 564 - Rei-Chemie).
Zur Veröffentlichungsbefugnis in den Fällen des § 3 UWG 
hat der erkennende Senat in seinem Urteil vom 14. Dezem­
ber 1966 (GRUR 1967, 362, 366 - Spezialsalz) ausgeführt, 
es komme hierbei nicht entscheidend auf den Umfang der 
gerade der klagenden Partei entstandenen Beeinträchti­
gung an, vielmehr müsse auch das Interesse der Allgemein­
heit an der Richtigstellung der Werbeingaben berücksich­
tigt werden; es sei daher in den Fällen der irreführen-



den Werbung nicht entscheidend auf den Absatz und das 
Absatzgebiet abzustellen. Das Berufungsgericht hat ohne 
Rechtsfehler festgestellt, die Beklagte habe die Wettbe­
werbslage durch ihre irreführende Werbung erheblich be­
einflußt. Darin ist gleichzeitig auch die Feststellung 
enthalten, daß eine Unsicherheit auf den Markt eingetre­
ten ist und daß der Verkehr erfahrungsgemäß jedenfalls 
in nicht unerheblichem Umfang irrige Vorstellungen über 
die Eigenschaften des Bad Reichenhaller Spezialsalzes 
hat. Es ist weiter davon auszugehen, daß angesichts 
der festgestellten erheblichen Beeinflussung der Wett­
bewerbslage diese Vorstellungen auch dann fortwirken, 
wenn Bad Reichenhaller Spezialsalz von einem anderen 
Unternehmer und unter Weglassung oder Änderung des Wor­
tes "Spezialsalz" vertrieben wird, denn der Verkehr 
achtet regelmäßig nicht auf das Vertriebsunternehmen.
Die Allgemeinheit hat daher auch dann, wenn die Beklag­
te den Vertrieb eingestellt hat, ein Interesse an einer 
Klarstellung und damit Beseitigung der irrigen Vorstel­
lungen, zumal in dem der Erhaltung und Förderung der Ge­
sundheit dienenden Bereich der Lebensmittel, wo ohnehin 
Wahrheit und Eindeutigkeit der Werbung in besonderem 
Maße zu fordern sind (vgl. BGH GRUR 1971, 153, 155 
- Tampax). Es kommt hinzu, daß nach den rechtsirrtums­
freien Feststellungen des Berufungsgerichts, wie be­
reits dargelegt, nicht auszuschließen ist, daß die Be­
klagte selbst den Vertrieb wieder übernimmt. Auch für 
diesen Fall sind durch die Veröffentlichung noch fortbe­
stehende irrige Vorstellungen des Publikums über Eigen­
schaften des Bad Reichenhaller Spezialsalzes auszuräu­
men, die erfahrungsgemäß nicht dadurch beseitigt werden, 
daß die Beklagte das Wort Spezialsalz nicht mehr verwen­
den und die durch Urteil verbotenen Werbeaussagen nicht 
mehr benutzen darf.
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Daraus folgt weiter, daß die Veröffentlichungsbefug­
nis auch bezüglich der Unterlassungserklärung mit Recht 
zuerkannt worden ist. Denn die irrigen Vorstellungen des 
Publikums bestehen auch dann fort, wenn die Unterlassung 
der irreführenden Werbung für die Zukunft vertraglich zu­
gesagt worden ist; die Veröffentlichungsbefugnis ist eine 
geeignete Möglichkeit der Richtigstellung, an der ein In­
teresse der Allgemeinheit aber auch der Mitbev/erber be­
steht.

V. 1. Zur Feststellung der Schadensersatzverpflich­
tung der Beklagten legt das Berufungsgericht dar (BU 21), 
der Eintritt eines Schadens durch die unzulässigen Werbe­
maßnahmen sei angesichts der Marktlage und des Umfangs 
der Werbung wahrscheinlich. Der Salzverbrauch lasse sich 
nicht beliebig steigern, infolgedessen gehe eine Erhöhung 
des Marktanteiles zu Lasten der Mitbewerber. Die Beklagte 
treffe auch ein Verschulden; denn ihr Inhaber habe lau­
fend seine Werbung überprüfen müssen, nachdem wegen vor­
hergehender Werbemaßnahmen bereits früher eine Anzahl 
Rechtsstreitigkeiten anhängig geworden seien. Habe er 
das unterlassen oder die verantwortlichen Personen nicht 
hinreichend beaufsichtigt, dann habe er zumindest die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht gelassen.

2. Diese Erwägungen sind aus Rechtsgründen nicht zu 
beanstanden. Die Revision erkennt selbst an, daß der 
Salzmarkt nicht beliebig erweitert werden kann. Dann 
besteht aber umso weniger Anlaß, die Folgerung des Be­
rufungsgerichts in Zweifel zu ziehen, eine Werbung wer­
de sich regelmäßig nachteilig für die Mitbewerber aus­
wirken, deshalb sei die Entstehung eines Schadens aus



unzulässiger Werbung wahrscheinlich. Liese Feststellung 
genügt, weiterer Einzelheiten bedurfte es nicht.

Entgegen der Auffassung der Revision hat das Beru­
fungsgericht auch ein Verschulden ohne Rechtsverstoß 
bejaht. Ein Verschulden ist bei Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorschriften der §§ 1, 3 UWG- regelmäßig schon dann 
anzunehmen, wenn der Beklagte alle Tatumstände gekannt 
hat, die sein Verhalten als unlauter erscheinen lassen 
(vgl. BGHZ 27, 264, 273; BGH GRUR 1956, 1 18, 123; GRUR 
1965, 198, 202 - Küchenmaschine; GRUR 1969, 418, 422 
- Standesbeamte). Da die Beklagte die die Irreführung 
herbeiführenden Tatumstände gekannt hat, ist von diesem 
Grundsatz auszugehen. Nun kann allerdings da® Verschul­
den in besonders gelagerten Fällen zu verneinen sein, 
z. 3. wenn es sich um die Beurteilung rechtlich schwie­
riger, neuer Tatbestände handelt. Dagegen schließt der 
Umstand, daß zwei Kollegialgerichte oder auch das Beru­
fungsgericht die beanstandete Handlungsweise für nic^t 
rechtswidrig gehalten haben, für sich allein ein Ver­
schulden nicht aus (vgl. BGIi GRUR 1956, 118, 123; 1965, 
198, 202). Solche besonderen, im tatsächlichen oder 
rechtlichen Bereich liegenden Umstände sind 
im Streitfall nicht ersichtlich. Die Feststellungen des 
Berufungsgerichts rechtfertigen daher die Annahme des 
Verschuldens. Denn es war der Beklagten bekannt oder 
mußte ihr bei einer entsprechenden Prüfung bekannt sein, 
daß ihre zahlreichen, auf die gesundheitsfördernde Wir­
kung in verschiedener Richtung abgestellten Werbeaussa­
gen (gegen Eisenmangel, gegen Blässe, gegen Müdigkeit) 
sich auf die Kennzeichnung auswirken mußten. Eine solche 
Entwicklung, daß Wirkungsaussagen sich schließlich mit 
der Bezeichnung verbinden und beim Lesen oder Hören der



Bezeichnung entsprechende Vorstellungen erwecken, ent­
spricht der allgemeinen Lebenserfahrung.

VI. La das Berufungsurteil auch im übrigen keinen 
durchgreifenden Fehler zum Nachteil der Beklagten er­
kennen läßt, war die Revision mit der Kostenfolge aus 
§ 97 Abs. 1 ZPO zurückzuweisen.

Krüger-Nieland Alff Sprenkmann
Merkel Schönberg
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